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Wer sich ältere Landkarten ansieht kann
die Veränderungen sehen. Wo früher
Wald stand, gibt es heute Beton. Der
Flughafen frißt sich immer weiter in die
Landschaft. Für Straßen und Autobah-
nen wurde Wald verbraucht. Die Kies-
gruben sind offene Wunden im ehe-
mals zusammenhängenden Wald.
Mit Kiesgruben kann man viel „Kies“
machen - einmal durch den Verkauf des
Rohstoffes Kies und später mit dem
Verfüllen.
Clevere Unternehmer stellen sich auf
neue Anforderungen ein. Beton und Kies
wird massenhaft gebraucht, wenn man
an die Flughafenausbaupläne, an neue
Straßen und  Terminals denkt.
Nun sollen erneut auf 40 Hektar Kieslö-
cher mitten im Wald in der Nähe des
Bornbruchsees gebaggert werden.
Die Firma Dreher, die heute am Born-
bruchsee Kalksandsteine produziert, hat
schon Probebohrungen vorgenommen.
Außerdem will sie die Hälfte des Born-
bruchsees zur „Betriebsfläche“ machen,
den Rest des Sees auffüllen. Dreher ist
Anteilseigner der Firma Transportbeton
Betonwerke Mörfelden.

Schwarze Seilschaften am Werk?

Hessen ist finanziell „schwach auf der
Brust“ - also sucht man hektisch nach
neuen Geldquellen.
Da bietet sich natürlich auch der „Hes-
senforst“ an. „Waldverkauf macht auch
Mist“.
Natürlich gibt es einen Raumordnungs-
plan, der Kiesabbau dort nicht vorsieht.
Aber wir erleben gerade wie man Bann-
wald roden will - bleiben wir also wach-
sam. Und was ist mit den „schwarzen
Seilschaften“? Man muß sich das näher

ansehen. Der Bornbruchsees gehört
Nauheim. Nauheim hat einen CDU-Bür-
germeister.
Dreher will nach Angaben des Land-
tagsabgeordneten Jürgen May den See
von der Gemeinde Nauheim kaufen.
Der Kaufvertrag allerdings trete nur in
Kraft, wenn die Option für den Kiesab-
bau hinter dem Bornbruchsee erfüllt
werde.
Aber es geht noch  weiter. Da gibt es
den CDU-Landtagsabgeordneten Wal-
ter Arnold, er ist forstpolitischer Spre-
cher in Hessen. Arnold ist aber auch
gleichzeitig Mitglied der Geschäftsfüh-
rung der Zement- und Kalkwerke Otter-
bein und er ist im süddeutschen Ver-
band der Kalksandsteinwerke. Klar,
welche Interessen dieser Lobbyist ver-
tritt.
Bürgermeister Brehl wies darauf hin,
dass sich der bedrohte Wald im Ein-
zugsbereich der Wasserwerke der Stadt
befinde. Das stimmt. Eines der Bohrlö-
cher wurde direkt neben dem Wasser-

Profit kontra Erholungswald
schutzgebiet niedergebracht. Was lehrt
uns das alles? Wenn es diesen Herr-
schaften um Profit geht, interessieren
sie keine Trinkwasserbrunnen und kein
Erholungswald. Die DKP/OL-Fraktion
hat deshalb auch einen Antrag ins Stadt-
parlament eingebracht in dem es u.a.
heißt:

„Keine neuen Kiesgruben am Kalk-
sandsteinwerk!

Die Stadtverordnetenversammlung von
Mörfelden-Walldorf wendet sich ent-
schieden gegen alle Pläne, in der Nähe
des Kalksandsteinwerks neue Kiesgru-
ben zu genehmigen.

Der Magistrat wird beauftragt, schon im
Vorfeld der notwendigen Genehmi-
gungsverfahren alles zu tun, damit die
Planungen nicht fortgeführt werden.

Dazu sind zunächst alle bereits vorlie-
genden Pläne und vorgenommenen
Maßnahmen öffentlich zu machen.
Ebenso die gesetzlichen Grundlagen

Fortsetzung nächste Seite
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und die beteiligten Firmen, Ämter und
Personen.
Die Bevölkerung ist über alle weiteren
Schritte regelmäßig zu informieren.“

In der Antragsbegründung heißt es: Be-
zugnehmend auf Presseberichte, wo-
nach bis zu 40 ha Wald in der Nähe
unserer Brunnen bedroht sind, ist Han-

deln dringend geboten und öffentlicher
Druck notwendig.
Dazu gehören die frühzeitige und deut-
liche Ablehnung des Vorhabens durch
die Stadtverordnetenversammlung, das

Tätigwerden des Magistrats und die
umfassende und laufende Information
der Bevölkerung über alle diesbezügli-
chen Pläne, ihre Hintergründe und den

jeweiligen Stand der Dinge.

Fortsetzung von Seite 1

Fotos oben: Wenige Meter neben den
Schildern „Wasserschutzgebiet“
machte man Probebohrungen.

Foto rechts: Jeden Tag sitzen hier
alte und junge Menschen, erholen
sich. Der See soll zugeschüttet und
Lagerplatz werden.

Die Abteilungen 96, 97, 98, 99 sollen gerodet und ausgebaggert werden.
Mit Förderbändern kämen dann Kies und Sand ins Kalksandsteinwerk.

Neue
Betriebsfläche
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GEMEINSAM GEGEN DEN FLUGHAFENAUSBAU

Umweltfolgen des

Flugverkehrs

Die sogenannten „externen Kosten“ des
Flugverkehrs: Lärm, Luftschadstoffe,
Treibhausgase werden wenig benannt.
Die Belastungen für Mensch und Um-
welt durch den Flugverkehr verursa-
chen aber erhebliche Kosten. Diese
Kosten sind aber bislang nicht in den
Ticketpreisen enthalten, sie werden von
der Allgemeinheit getragen. Aus Sicht
des Umweltschutzes müssen diese
Kosten des Fliegens endlich berück-
sichtigt und wirtschaftliche Anreize ver-
stärkt werden, um die Umweltbelastun-
gen des Flugverkehrs zu verringern.
Dazu gehören Abgaben auf die ausge-
stoßenen Schadstoffe, emissionsbezo-
gene Landegebühren und die Abschaf-
fung der Steuerprivilegien des Flugver-
kehrs. Im Auftrag des Umweltbundes-
amtes haben Forscher des niederländi-
schen „Centre for Energy Conservation
and Environmental Technology“ (CE)
die vom Flugverkehr ausgehenden Be-
lastungen für Mensch und Umwelt für
verschiedene Strecken und Flugzeug-
größen in Euro beziffert. Die externen
Kosten  für  einen  500-Kilometer-Flug
- zum Beispiel von München nach Ber-
lin - mit einem durchschnittlichen 100-
sitzigen Flugzeug liegen bei voller Aus-
lastung bei rund 10 Euro pro Passagier.
Bei einem Langstreckenflug über 6.000
Kilometer - zum Beispiel zwischen
Frankfurt und Chicago - verursacht ein
durchschnitt-liches 400-sitziges Flug-
zeug bei voller Belegung externe Ko-
sten in Höhe von 43 Euro pro Fluggast.
Das Fliegen wird aufgrund des harten
Wettbewerbs zwischen den Fluggesell-
schaften immer billiger angeboten. Da-
mit verbunden sind allerdings wach-
sende Belastungen für Umwelt und Men-
schen. Statt diese vom Flugverkehr
ausgehenden Kosten verursacherge-
recht anzulasten, genießt der Flugver-
kehr erhebliche Steuervergünstigungen,
etwa die Mineralölsteuerbefreiung für
Kerosin und die Umsatzsteuerbefrei-
ung für internationale Flüge. Diese Sub-
ventionen kosten die Steuerzahler jähr-
lich rund sieben Milliarden Euro.
In dem Forschungsprojekt „Externe Ko-
sten des Flugverkehrs“ wurden diejeni-
gen Kosten berechnet, die weder von

Die DKP/Offene Liste

Stadtverordnetenfraktion

fordert Auskunft über das

Flughafenkonzept der

Bundesregierung.

Im Antrag heißt es:
„Der Magistrat wird beauftragt, un-
verzüglich die aktuellen Aussagen
der neuen Bundesregierung und das
Abstimmungsverhalten ihrer Mitglie-

der und der sie tragenden Fraktio-
nen zum Aus- und Neubau von Flug-
häfen in Deutschland zu erfragen
und zu dokumentieren.
Sollte das in den letzten Monaten

mehrfach öffentlich diskutierte „Flug-
hafenkonzept der Bundesregierung“
aus der letzten Wahlzeit unverän-
dert fort gelten, wird der Magistrat

beauftragt,  die Bundesregierung und
die sie tragenden Fraktionen aufzu-
fordern, das Flughafenkonzept da-
hin gehend zu ändern, dass ein wei-
terer Aus- und Neubau von Flughä-

fen nicht mehr als Zielsetzung ange-
strebt wird.“

Begründung: Die Fraport AG und

die Hessische Landesregierung ha-
ben sich im Verfolg ihrer Ausbauplä-
ne am Rhein/Main Flughafen viel-
fach auf das „Flughafenkonzept der
Bundesregierung“ berufen, das den

weiteren Ausbau in Frankfurt befür-
wortet.
Für uns als Ausbaugegner ist es
sehr wichtig zu erfahren, ob aus

Berlin hier neue Signale kommen.
Insbesondere sind hier auch die Po-
sitionen und das Abstimmungsver-
halten der Regierungs- und Bun-
destagsmitglieder von Bündnis 90/

Die Grünen interessant, die in der
Vergangenheit teilweise die Existenz
eines solchen Flughafenkonzepts in
Abrede gestellt haben.

Jobmaschin e?

Immer wieder versucht die Fraport AG
mit unseriösen Arbeitsplatzprognosen
Eindruck bei den Bürgern zu machen
oder sich gar als Joblieferant für die
ganze Region darzustellen.
Vor einigen Jahren, als die Fluggast-
zahlen noch beständig stiegen, ist die
Beschäftigtenzahl trotzdem nahezu
gleichgeblieben. Bis 2005, räumt Fra-
port jetzt selbst ein, kann bestenfalls die
Zahl der heutigen Arbeitsplätze gehal-
ten werden. Verschärfte Sicherheitsbe-
stimmungen für Flughäfen, vor Jahren
von der European Civil Aviation Confe-
rence (ECAC) beschlossen, jetzt vom
Bundesinnenministerium angeordnet,
zwingen Fraport zur Schaffung neuer
Stellen, die sie dann aber prompt bei
einer ihrer Tochterfirmen ansiedelt um
die im Stammbetrieb fälligen Tariflöhne
zu umgehen.
Dass die Fraport AG pro Jahr 100 Aus-
bildungsplätze anbietet, ist gemessen
an der Gesamtbeschäftigtenzahl dürf-
tig und keine besonders rühmenswerte
Leistung. Fraport will mit dem Hinweis,
die Arbeitsplatzzahlen seien schon
durch Gutachten der Mediation belegt,
betonen, wie seriös ihre Prognose sei.
Die Bürgerinitiativen erinnern daran,
dass gerade diese Wirtschaftsgutach-
ten bei der Qualitätssicherung die denk-
bar schlechteste Beurteilung erfuhren,
teilweise sogar als unbrauchbar be-
zeichnet wurden. Ganz bewusst wird
„vergessen“, dass wegen der großen
Störwirkung des Flughafens auf das
gesamte Rhein-Main-Gebiet viele Fir-
men sich in der Region erst gar nicht
ansiedeln und bestehende Arbeitsplät-
ze hier wegfallen, weil andere, die eine
ruhige Arbeitsumgebung brauchen,
wegziehen.

den Fluggesellschaften noch von den
Passagieren getragen werden und folg-
lich nicht in den Ticketpreisen enthalten
sind. Dies umfasst die beim Starten und
Landen auftretenden Belastungen durch
Lärm und Schadstoffe genauso wie der
vom Flugverkehr ausgehende Beitrag
zum Treibhauseffekt. Dieser hat bereits
heute einen Anteil von etwa dreieinhalb
Prozent - mit steigender Tendenz.

Fluglärmbeschwerden kann man

auch hierher schicken:

Luftfahrt-Bundesamt

Verwaltungsstelle Flugsicherung

Kaiserleistrasse 43
63067 Offenbach

Tel. 06103-707-3963,

Telefax 06103-707-3919
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Neue Sporthalle
gefordert

Die DKP/Offene Liste Stadtver-
ordnetenfraktion Mörfelden-
Walldorf will den Neubau einer

Sporthalle an der Bürgermei-
ster-Klingler-Schule.

In einem Antrag heißt es:

„Der Magistrat wird beauftragt auf
Grund neuer Kenntnisse (siehe
Begründung) zu prüfen und bis

zur ersten Lesung des Haushalts
2003 zu berichten, wie und zu
welchen Kosten sich die Stadt Mör-

felden-Wallorf am Bau einer Zwei-
feldhalle an der Bürgermeister-
Klingler-Schule  beteiligen kann.“

Begründung: Wie bekannt, wird

die vorhandene kleine Turnhalle
im Rahmen der Sanierung der Bür-
germeister-Klingler-Schule abge-

rissen und vom Kreis durch eine
Einfeldhalle ersetzt. Da ausrei-
chend Platz für eine doppelt so
große Halle vorhanden ist, wurde

bei der Stadt angefragt, ob sie die
Mehrkosten hierfür übernehmen
würde. Damals waren Gesamtko-

sten für eine Zweifeldhalle von 2,5
Mio. Euro im Gespräch. Nun ist
bekannt geworden, dass in einer
unserer Nachbargemeinden eine

Dreifeldhalle einschließlich Um-
kleide – und  Waschräume schlüs-
selfertig für 1,2 Mio. Euro errichtet

wurde.
Wir meinen, dass auf dieser
Grundlage mit dem Kreis neue

Gespräche zu führen sind und die
Chance genutzt werden sollte, an
dieser Stelle fehlende Hallenka-
pazität für die Sporttreibenden in

unserer Stadt auszugleichen.

Flugplatz Egelsbach

soll größer werden

Die Expansionsgelüste dauern schon
jahrelang. Jetzt hat der Hessische Ver-
waltungsgerichtshof entschieden, dass
die Start- und Landebahn verlängert
werden darf.
Die klagenden Anrainerkommunen ha-
ben verloren. Zwar wurden Auflagen
erlassen: Bis 100.000 Flugbewegun-
gen im Jahr, nicht mehr als 55 db(A)
Lärm, Betrieb nur bis 21 Uhr.

Ruhiger wird es nicht werden. Es wird
lauter, weil größere Maschinen verkeh-
ren dürfen, mehr Passagiere bedeuten
mehr Verkehr auf den Zufahrtsstraßen.
Und die Maschinen, die bisher auf Rhein-
Main hätten landen müssen, machen
Platz für „große Brummer“ und schaffen
dort Kapazitätssteigerung.               R. D.

Grundsteuer B soll

steigen

Wie berichtet steigt das Defizit des städt.
Haushalts in diesem Jahr auf 6 Mill
Euro. Im nächsten Jahr ist mit weiteren
Defiziten in Millionenhöhe zu rechnen.
Grund sind die ausbleibenden Steuern.
Daher soll jetzt die Einnahmeseite ver-
bessert werden indem die Grundsteuer
B (bebaute Grundstücke) um 20 Pro-
zentpunkte erhöht werden soll. Das
bringt dem Stadtsäckel ca. 200.000 Euro
Mehreinnahmen. Gemessen an dem
angeführten Defizit ein Tropfen auf den
heißen Stein.
Für uns stellt sich die Frage, ob man
einer Bevölkerung, die ohnehin schon
wegen sinkender Einnahmen und hö-
herer Preise gebeutelt wird, höhere
Steuern zumuten kann. Sicher sind das
in Einzelnen keine hohen Beträge.
Manch einer kann sie verschmerzen.
Das Argument: es betrifft nur die Eigen-
heimbesitzer ignoriert, dass die Steuer
auf die Miete umgelegt werden kann. Im
Vorfeld der Haushaltsdiskussionen
wurden schon weitere Steigerungen
anvisiert. Die Grundsteuer ist nur der
erste Schritt. Soll der Bürger also aus-
baden, was die Politiker in Bund und
Land verbockt haben?

R. D.

Bürgerversammlung

Im Bürgerhaus gab es eine Bürgerver-
sammlung „ohne Tagesordnung“. Aber
so turbulent ging es lange nicht mehr
zu. Die BI gegen Bahn- und Straßen-
lärm und die BI gegen die Südumge-
hung hatten ihre Klientel mobilisiert. So
ging es denn gleich zur Sache: „30
Jahre Warten auf Verkehrsentlastung
in den engen Ortsstraßen sind genug“.
„Egal wo eine Umgehung gebaut wird,
Hauptsache der innerstädtische Ver-
kehr wird weniger, es wird leiser und die

Gefahren verringern sich.“ Anschuldi-
gungen an Politiker und Behörden wur-
den laut. Die Parteienvertreter von SPD
und CDU im Podium gaben ihre State-
ments: Sie waren schon immer für Lö-
sungen; sie versprachen alles zu tun für
die Entlastung. Die „Grünen“ (die
schlecht vertreten waren) wurden als
Sündenbock ausgeguckt, und das war
für Viele schon Genugtuung.
Rudi Hechler im Saal: „Man muß das
undenkbare denken“ meinte er „was ist,
wenn ein Tanklastzug in der Gärtner-
straße umfällt und ausläuft?“  Wichtig
sei, dass der Durchgangsverkehr aus
der Stadt komme, dabei plädierte er für
„ziviles Ungehorsam“. Es müsse mehr
Druck aus der Bevölkerung kommen,
damit sich in den Amtsstuben etwas
bewegt.
Der Bürgermeister beruhigte mit einem
Termin am 5. Dezember. Dann träfen
sich alle die kompetenten Leute und
würden über die genaue Straßenfüh-
rungen entscheiden. Dann käme das
Planfeststellungsverfahren; die Sache
nähme ihren Lauf.
Nach dieser „Beruhigungspille“ gingen
einige Bürger mit Hoffnung nach Hau-
se.
Wie andere teilen wir die Hoffnung auf
schnelle Abhilfe nicht. Die Betroffenen
sollen und können Druck machen; und
da reichen Unterschriftslisten nicht.
Es ist wie in den meisten Fällen, nur alle
vier, fünf Jahre ein Kreuzchen machen
ist zu wenig.           R. D.

Allen unseren Leserinnen und Lesern

wünschen wir schöne Feiertage,

Gesundheit und Frieden im Jahr 2003.

DKP Mörfelden-Walldorf und die

„blickpunkt“-Redaktion
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„Modernität“?

Seit etlichen Jahren wird auch in unse-
rer Stadt über die Verwaltungsreform
diskutiert und experimentiert. Das heh-
re Ziel: transparente Verwaltungsab-
läufe, mehr Eigeninitiative und Verant-
wortung der einzelnen Bediensteten,
Bürgernähe, Kostenersparnis . . . Oft
haben wir das Gefühl, dass über‘s Ziel
hinaus geschossen wird. Wenn z.B.
aus „Dienstleistungen“ „Produkte“ wer-
den, wenn eine Stadtverwaltung wie ein
Konzern geführt werden soll oder wenn
die Ausführung von Stadtverordneten-
beschlüssen allein der Verwaltung über-
lassen wird. „Kameralistik“ oder „Dop-
pik“ im Finanzbereich beheben nicht
die Finanznot, Dienstleistungen und
Beratungen werden nicht besser nur
weil sie jetzt Produkte heißen.

Die Skepsis verstärkt sich, wenn die
Abteilungen des Rathauses sich jetzt
gegenseitig Rechnungen schreiben für
Dienstleistungen. Die Fortschrittsgläu-
bigkeit gegenüber Computereinsatz wird
übermäßig. Rationalisierung heißt hier
nicht gleich Vereinfachung und Kosten-
ersparnis.

Was nutzt es, wenn z. B. genau berech-
net werden kann, dass ein Kindergar-
tenplatz so und so viel kostet?, oder
wenn auf Tastendruck ersichtlich ist,
der Baum XY ist soviel Jahre alt, wurde
im Jahr XY geschnitten etc.? Die weite-
re Pflege, der aktuelle Befund muss
direkt vor Ort gemacht werden. Für die
Computererfassung, die ständige Ak-
tualisierung braucht man die Hardware,
braucht teure Programme und schließ-
lich Personal. Nicht immer steht am
Ende eine „Kostenersparnis“. Ein aktu-
elles Beispiel dafür, wie Kosten aus
dem Ruder laufen, zeigt uns das Land
Hessen. 50 Mill. kostet, so einst der
CDU-Finanzminister, die Einführung der
SAP-Programme im Polizeidienst. 250
Mill. ist der neueste aber noch lange
nicht der letzte Stand. Ein Fass ohne
Boden und eine schier endlose Geld-
quelle für Softwarefirmen. Wir sind kei-
ne Maschinenstürmer! Computer sind
sinnvoll, bringen auch schneller und
übersichtlicher Datenbestände. Aber
warnen möchten wir vor Euphorie und
blinder Fortschrittsgläubigkeit. Auch die
vielen scheinbar modernen Ausdrücke
wie Doppik, outputorientierte Steuerung,
Ressourcenverantwortung, Vernetzung
und Schnittstellen . . . sind noch keine
überzeugenden Argumente.        R. D.

. . . wenn er Wirklichkeit werden sollte
werden viele ans Wegziehen denken.
Eine neue Landebahn, eine weiteres
Terminal, eine riesige neue Wartungs-
halle - langsam sollten sich auch „unin-
teressierte“ dafür interessieren was da
auf uns zu kommt.
800.000 Flugbewegungen, riesige Ma-
schinen, neue Zubringerstraßen, immer
weniger Wald. Der Horror steht vor der
Tür. Junge Familien, die hier ihr Häus-
chen haben, die morgen noch hier le-
ben wollen, die Angst um die Gesund-
heit ihrer Kinder haben, sollten wissen:
es wird Zeit zum Aufstehn.
Im 83 Seiten starken „Generalausbau-
plan“, sind alle wesentlichen Planun-
gen zusammengefasst.
Die drei wichtigsten Projekte sind die
vierte Bahn im Nordwesten des Flugha-
fens sowie im Süden des Airports ein
neues Empfangsgebäude (Terminal 3)
sowie eine Wartungshalle samt ange-
gliederter Werkstatt für den Airbus A
380.
Diese Maschine wird das größte jemals
gebaute Flugzeug sein und von Luft-
hansa voraussichtlich ab 2007 in Be-
trieb genommen. Die Halle, in der vier
der Super-Jumbos gleichzeitig gewar-
tet werden können, wird 350 Meter lang,
140 Meter breit und 34 Meter hoch sein.
Am künftigen Terminal 3, können 50
Flugzeuge direkt abgefertigt werden.
Auf dem Vorfeld ist für weitere 25 Flug-
zeuge Platz. Das Terminal wird so kon-
struiert, dass dort auch 13 A 380-Jets
gleichzeitig andocken können. Im Nor-
den des Airports können weitere 18
Super-Airbusse abgefertigt werden. Ins-
gesamt soll es auf Rhein-Main im Jahre
2015 dann 220 Abstellplätze für Flug-

Grafik aus „Frankfurter Rundschau“

Der „Generalausbauplan“. . .
zeuge geben. Heute sind es 154.  Über
80 Millionen Passagiere sollen es im
Jahre 2015 werden. Das neue Emp-
fangsgebäude im Süden des Airports,
kostet alleine rund 800 Millionen Euro.
Die Planung hat den für 2005 mit der
US- Army vertraglich geregelten Abzug
der Amerikaner von der Air Base bereits
berücksichtigt.
Neue Arbeitsplätze werden verspro-
chen.
Sicher ist: hier trägt man besonders
dick auf. Es werden mit Sicherheit we-
niger werden. Aber fragen muß man
auch: „Ist heute alles mit dem Hinweis
auf Arbeitsplätze durchzusetzen.
Kleiner Nachtrag: Zur Erweiterung des
Flughafens werden erneut 244 Hektar
Wald für die neue Landebahn und 100
Hektar für Wartungshalle und Terminal
3 benötigt. Hier gilt dann das umgekehr-
te Prinzip: Es werden mit Sicherheit
mehr als 244 Hektar werden.                        rh

Herzlichen Dank allen,

die für den Erhalt

dieser Zeitung

spenden!

Jeder Euro hilft dem

»blickpunkt«!

Unser Konto:

Kreissparkasse

Groß-Gerau

Konto-Nr. 9003419,

BLZ 50852553
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Debatte im Kreistag

Thema:
Die Eingemeindungs-

pläne Frankfurts

Die Fraktion PDS / Offene Liste erklärte
dazu u.a.:

Es wäre falsch, nur den technischen
Vorgang zu sehen und die  Menschen
dabei zu vergessen. Der Mensch lebt
nicht nur umgeben von Gebilden der
technischen Entwicklung, er lebt vor
allem umgeben von seinen Mitbürgern,
seinen Kollegen, seinen Nachbarn.
Er fühlt sich wohl in seinem Umfeld,
seinem Verein, seiner Geschichte.
Die von bürokratisch-technischen Über-
legungen ausgehenden Pläne der Zu-
sammenlegung von Gemeinden wer-
den oft mit dem Argument vorgestellt,
daß mit der Zusammenlegung die Fi-
nanzkraft der neuen Großgemeinde
wachsen würde.

„Geballte Finanzkraft“?

Da es in vielen Gemeinden ungelöste
Aufgaben gibt, ist das Versprechen ei-
ner größeren Finanzkraft oft Anlaß, die
Gemeindezusammenlegung unter der
Bevölkerung populär zu machen. Hier
unterliegen die Befürworter einem Trug-
schluß. Im neuen Stadtsäckel ist viel-
leicht mehr Geld - die Zahl der Einwoh-
ner der Gemeinde ist aber ebenfalls
gewachsen. Die schon chronische Fi-
nanznot der Städte und Gemeinden
kann deshalb nicht durch Eingemein-
dungen oder Gemeindezusammenle-
gung behoben werden, sondern nur
durch Steuerumverteilung des Berliner
Haushaltes zu Lasten des Rüstungs-
etats, zu Lasten der Monopolgewinne,
zugunsten der Städte und Gemeinden.

Mehr Demokratie wagen

. . . das heißt nicht Abbau der demokra-
tischen Selbstverwaltung der Gemein-
den, sondern ihr Ausbau und ihre Er-
weiterung.

Aus dem

Kreistag

Auch für Eingemeindungen und Ge-
biets- und Verwaltungsreformen muß
der Grundsatz gelten:
Im Mittelpunkt aller Entscheidungen
müssen die Interessen der Mehrheit der
Menschen stehen die hier wohnen und
das sind in der Regel andere Interessen
als die Interessen jener in den Vorstän-
den der Bank- und Konzernhochhäu-
ser.

Die Region hat große und kleine Zen-
tren, aus deren Zusammenwirken das
Entwicklungspotential dieser Region er-
wachsen ist und auch zukünftig erwach-
sen wird.
Bei der Gebietsreform zu Beginn der
70er Jahre war Frankfurt unersättlich.
Es gab Forderungen, auch Bischhofs-
heim, Bad Vilbel, Steinbach, Eschborn,
Hattersheim, Kelsterbach und Neu-Isen-
burg nach Frankfurt einzugemeinden,
was in diesen Gemeinden noch nicht
vergessen ist. Bürokraten in der SPD/
CDU/FDP haben sich damals unglaub-
liches geleistet. Aus Gießen und Wetz-
lar wollte man die Stadt „Lahn“ machen
unsere Stadt hieß eine Zeitlang „Wald-
felden“.

Den Gipfel des Größenwahns erklomm
seinerzeit der ehemalige CDU-OB Brück
- inzwischen unter Mitname einer Dau-
erentschädigung aus dem Frankfurter
Stadtsäckel Wertstoffverwalter - der er-
klärte: „Als Finanz- und Wirtschafts-
Metropole muß Frankfurt mit Städten
wie New York, London, Paris, Tokio und
Zürich konkurrieren“ (Frankfurter Neue
Presse vom 14. 8. 1987).

Dabei gibt es keine Metropole Frank-
furt, sondern eine Rhein-Main-Region,
in der Frankfurt nach der Zahl der Ein-
wohner und der angebotenen Arbeits-
plätze, die 1991 auch von 295.000 so-
zialversicherungspflichtigen Einpendle-
rInnen besetzt wurden, die größte poli-
tische Gemeinde ist. Sie besteht aus
zwei Städten, Höchst und Frankfurt, die
von einem Kranz von Dörfern umgeben
sind, die politisch zu Frankfurt gehören.
Alle Städte der Region, haben eine ei-
gene kulturelle und historische Identi-
tät. Dabei gehört zur Kultur auch, wo
und wie die Menschen früher und heute
ihre Arbeitskraft verkaufen mußten. Das
Frankfurt der Adickeszeit (ca. 1890-
1914) wurde nicht allein von Frankfur-
tern, sondern vor allem von Bauarbei-
tern aus dem hessischen Ried (Wall-
dorf, Mörfelden usw.) und dem Vogels-
berg erbaut.

Für Technokraten ist das „Schnee“ aus
vergangenen Zeiten, der das „straffe“
Verwaltungshandeln behindert.
Alle Erfahrung zeigt aber, daß solche,
scheinbar weit zurückliegenden Erfah-
rungen des „gemeynen Volkes“, das sie
transportiert, auch heute noch eine Rol-
le spielen.
Die vielen Umlandgemeinden sind alles
andere als eine kulturelle Öde, die ohne
Frankfurt vertrocknen müßte.
Wer von der Region was will, der muß
die Eigenheiten und Leistungen ihrer
Teile kennen und achten, darf nicht in
Schaftstiefeln und mit fordernder Pose
daherkommen.     rh

Pleite aber Sprüche

über Olympia

Frankfurt durchläuft zur Zeit eine der
schwersten Finanzkrisen der Nach-
kriegsgeschichte. Mit Beginn des Jah-
res 2003 ist die Stadt auf kurzfristige
Kredite der Banken angewiesen, um
die Gehälter der städtischen Beschäf-
tigten zu zahlen. Nach den Worten des
Stadtkämmerers ist eine Besserung für
die nächsten zehn Jahre nicht abzuse-
hen. In zehn Jahren aber soll Frankfurt
nach dem erklärten Willen des Römer-
bündnisses aus CDU, SPD, Grünen
und FDP, die Olympischen Spiele ver-
anstalten.
Angesichts der dramatischen Haus-
haltslage sollten dort alle Kräfte darauf
gerichtet werden, die Gegenwart und
Zukunft der Stadt zu gestalten und zu
sichern. Schon jetzt ist abzusehen, dass
kulturelle, soziale und andere kommu-
nale Leistungen gekürzt werden sollen
und marode Straßen und sanierungs-
bedürftige Schulgebäude nicht repariert
werden können. Selbstverständlich sind
alle dafür, die Sport- und Freizeitkultur
in Frankfurt und Umgebung zu fördern –
doch nicht durch eine alle Dimensionen
sprengende Olympiabewerbung. Die
Behauptung, Olympia würde viel Geld
nach Frankfurt bringen ist reines
Wunschdenken. Die Weltausstellung in
Hannover läßt grüßen - auch hier wurde
von Supergewinnen geschwafelt - zu-
rück blieb ein Super-Defizit.
Leider gibt es auch im Kreistag GG bei
CDU, SPD, Grünen und FDP viele Illu-
sionisten. Der Kreis unterstützt die
Frankfurter Olympia-Idee mit jährlich
28.456 Euro. Rausgeworfenes Geld!
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Wir stellen fest: Die Bundesregierung
begeht Wortbruch. Es bleibt nicht bei
der vor den Wahlen ausgesprochenen
Ablehnung einer deutschen Beteiligung
an einem Irak-Krieg.
Bundeskanzler Schröder hat bekannt
gegeben, dass den USA im Falle eines
Krieges gegen den Irak umfassende
Überflug- und Transitrechte gewährt
werden. Die Bundesregierung begibt
sich damit auf den Weg zum Verfas-
sungsbruch - das Grundgesetz verbie-
tet nach Artikel 26 jede Unterstützung
eines Angriffskrieges.
Auch die Lieferung der Patriot-Systeme
und weiteres Kriegsmaterials an Israel
verträgt sich nicht mit der angeblich
ablehnenden Haltung der Bundesregie-
rung zu einem Irak-Krieg.
Die Zustimmung zur Waffenlieferung
erfolgt in einem Moment, in dem die UN-
Waffeninspektionen gerade begonnen
haben und damit eine reale Perspektive
für eine zivile Lösung des Konflikts auf-
machen. In einem solchen Moment geht
es um die Beantwortung der Frage, ob

Landtagwahl 2003

Die DKP wird mit einer eigenen
Liste an den Hessischen Land-
tagswahlen im Februar 2003 teil-
nehmen sowie in mehreren   Wahl-
kreisen auch Direktkandidaten stel-
len. Alle notwendigen Unterlagen
wurden abgegeben.
Michael Beltz, Bezirksvorsitzender
der DKP und Spitzenkandidat, er-
klärte, damit sei allen Wählerinnen
und Wählern die Möglichkeit ge-
geben, einer Partei links von SPD/
Grün ihre Stimme zu geben, die
konsequent gegen jeden Krieg und
jeden Sozialabbau eintritt. Die Kan-
didatur der DKP sei um so notwen-
diger geworden, da die PDS sich
nicht zur Wahl stellt. Mit der Wahl
der DKP könne ein Zeichen ge-
setzt werden gegen den drohen-
den Irak-Krieg und weitere Kriege
sowie gegen die fortgesetzte Um-
verteilung von unten nach oben.
Insbesondere gegen die beschlos-
senen Maßnahmen der sog. Hartz-
Kommission, die sich vor allem
gegen Arbeitslose richten und Be-
schäftigungen im Niedriglohnsek-
tor ausweiten, solle klar Position
bezogen werden. Dabei müsse
deutlich werden, daß es in dieser
Frage keinen Unterschied zwi-
schen SPD/Grün und CDU/FDP
gebe. Alle wollten auch mit der
Zusammenlegung von Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe bei den Ar-
men einsparen, während der Profit
der Unternehmer geschont und auf
eine Vermögenssteuer weiter ver-
zichtet werde.

Im Wahlkampf werden vorrangig
hessische Themen  aufgegriffen:

Widerstand gegen den Ausbau des
Frankfurter Flughafens, gegen
Kochs Pläne zur Zwangsarbeit von
Sozialhilfeempfängern, gegen
Bouffiers Rasterfahndung und an-
dere polizeiliche Verschärfungen.
Die Vorstellungen der DKP zu ei-
ner anderen Bildungspolitik und
zum Erhalt fortschrittlicher Bestim-
mungen der hessischen Verfas-
sung, wie der Überführung der
Schlüsselindustrien in gesell-
schaftliches Eigentum, werden im
Wahlkampf vorgelegt.

„Auf uns kommt es jetzt an, ob wir den Menschen einen Ekel vor dem Krieg
einflößen und ob wir ihnen diesen so fest einprägen,
dass ihn keine Reden von Ehre und Heldentaten mehr aus ihren
Herzen verdrängen können.“

Selma Lagerlöf (1858-1940), schwedische Nationalschriftstellerin
und erste weibliche Trägerin des
Literaturnobelpreises 1909

Gegen die Unterstützung der USA beim Krieg

gegen den Irak

Irak über Massenvernichtungswaffen
verfügt und eben nicht darum, welche
Konsequenzen sich aus einer Verwei-
gerungshaltung des Irak ergeben.

So verengt und zerstört man schon im
Vorfeld Chancen auf eine friedliche Kon-
fliktlösung, die der Region und der Welt
unermesslichen Schaden ersparen
kann.
Wie anders sollte denn ein solcher
Schritt vor allem auch in den Augen der
arabischen Welt verstanden werden als
ein Signal für einen Krieg, der eben
nicht mehr ausgeschlossen wird.
So verhindert man keinen Krieg gegen
Irak, so beteiligt sich die Bundesrepu-
blik Deutschland an der Schaffung von
Bedingungen, die einen Krieg näher
rücken lassen.
Die Bundesregierung befindet sich da-
mit im Gegensatz zur Mehrheit des deut-
schen Volkes, die einen solchen Krieg
nicht will und die eine Beteiligung
Deutschlands - ob direkt oder indirekt-
auch nicht will.

„Von deutschem Boden darf niemals wieder Krieg ausgehen“, sagten
gestern noch SPD und Grüne.

Jetzt heißt es: „Die Bundesregierung wird den USA im Falle eines Krieges
gegen den Irak umfassende Überflug- und Transitrechte gewähren.“ Auch
von der US-Air Base vor unserer Haustür geht dann Krieg aus.
Damit erweist sich die von Rot-Grün im Wahlkampf lauthals verkündete

Ablehnung eines Krieges gegen den Irak endgültig als glatte Lüge. Die
Bundesregierung begibt sich auf den Weg zum Verfassungsbruch, denn das
Grundgesetz verbietet jede Unterstützung eines Angriffskrieges. Mit diesem
Schritt rückt ein Krieg gegen den Irak näher.
Wir fordern, jede logistische Unterstützung der USA bei der Führung eines

Krieges gegen den Irak zu unterlassen. Es ist 5 vor 12.
Im vorgesehenen Krieg der USA gegen den Irak geht es vor allem um Öl und
sonst garnichts. Wir alle werden auch hier die Auswirkungen spüren, wenn
die arabische Region in Flammen steht.
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Schbrisch

Wer nix werd,

werd Werd.

In den Wintermonaten waren noch vor fünfzig Jahren in der Mörfelder Altstadt immer wieder einmal in aller
Frühe in den Höfen laute Stimmen, Geklapper von Eimern und Schüsseln sowie die Schreie eines

Schweines zu hören. So muss es wohl auch, wie auf unserem Foto zu sehen, in der Gerauer Strasse
zugegangen sein, als von dem Metzger Karl Siegel (Kassans Karl) eine Hausschlachtung durchgeführt
wurde. Der Besitzer des Schweines Ludwig Fritz (links) und sein Helfer Karl Fritz (rechts) bemühten sich
gerade die letzten Borsten zu entfernen. Sauberkeit war oberstes Gebot. Das „Schlachten“ war für die kleinen
Äckerchen-Besitzer ein zusätzlicher Nebenverdienst. Kartoffeln und Rüben wurden angepflanzt, das Schrot bzw. die

Kleie fielen beim Mahlen des selbst angebauten Getreides an, sodass dem Mästen eines Schweines nichts mehr im
Wege stand. Während des Krieges und in den ersten Jahren danach waren die wichtigsten Lebensmittel rationalisiert,
es gab Lebensmittelkarten. Die Schweine mußten angemeldet und vor dem Schlachten auf der Gemeindewaage
gewogen werden. Entsprechend des Gewichtes bekam der Besitzer weniger Fleisch- oder Wurstmarken. Trotzdem

war die Hausschlachtung in der ganzen Familie ein besonderer Tag – es hieß ja auch „Schlachtfest“. Alle, auch die
benötigten Helfer konnten sich einmal so richtig satt essen an Wellfleisch und frischer Wurst. Auch für die Nachbarn
gab es Wurstsuppe und für die Kinder kleine Leberwürstchen.

Rechtzeitig zum Fest erschien das Büchlein

„Doannebbel, Laab un Soand
Walldorf is moi Heimatloand“

Es sind die Erinnerungen von Regine Balkmann-Pons.
Auf 73 Seiten gibt es Kinderlieder, Sprüche, Verse und
Spiele die auf der Straße gespielt wurden. Dazu eine
Sammlung von Dialektwörtern und die „Erinnerungen eines
kleinen Mädchens“. Natürlich ist das Büchlein nicht nur etwas für die
Walldorfer - alle Leute in unserer Gegend die den heimatlichen Dialekt kennen oder
kennenlernen wollen, werden es mit Vergnügen durchblättern. Viele Kinderlieder, Ver-
se und Spiele sind heute nicht mehr bekannt.
Die Älteren werden die „Erinnerungen“ lesen und sagen: „Ja, so war es!“

Das Büchlein gibt es für 7,50 Euro in der Buchhandlung Giebel in Walldorf und Mörfelden und bei

Regine Balkmann in der Bahnstraße 58, Telefon 42404.


